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K l e i n e  A n f r a g e

Ich frage die Landesregierung:

1.	�In welchen Städten und Gemeinden werden in Baden-Württemberg in öffent-
lichem Rahmen Konzepte umgesetzt, die sich unter „Essbare Stadt“, „Urban 
Gardening“ oder „Urban Farming“ subsumieren lassen, mit Angabe, welche 
Form und welches Ausmaß die Projekte genau haben?

2.	�Wie genau und in welchem Ausmaß werden bei den in Baden-Württemberg 
umgesetzten Konzepten Naturschutzaspekte berücksichtigt?

3.	�In welcher Form und in welchem Ausmaß fördert die Landesregierung vor Ort 
Konzepte, die sich unter „Essbare Stadt“, „Urban Gardening“ oder „Urban Far-
ming“ subsumieren lassen? 

4.	�Wie stellen sich die in den Antworten auf die vorhergehenden Fragen gemach-
ten Angaben nach ihrer Kenntnis im Vergleich mit anderen Bundesländern 
dar?

5.	�Welche finanziellen Fördermöglichkeiten bestehen für Konzepte, die sich unter 
„Essbare Stadt“, „Urban Gardening“ oder „Urban Farming“ subsumieren las-
sen, seitens der EU und des Bundes?

6.	�Welche Bedeutung und welche Potenziale schreibt die Landesregierung grund-
sätzlich Konzepten zu, die mit „Essbare Stadt“, „Urban Gardening“ oder „Ur-
ban Farming“ beschrieben werden?
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B e g r ü n d u n g

Konzepte, die mit „Essbare Stadt“, „Urban Gardening“ oder „Urban Farming“ 
beschrieben werden, gewinnen bei der Stadtentwicklung an Bedeutung. Gärtnern 
in der Stadt heißt: Lebensmittel mitten in der Stadt anzubauen, sie mit anderen zu 
teilen, zu tauschen oder gemeinsam zu verzehren. Die Stadt kann dabei als Ort 
der Gemeinschaft, des Engagements für den Stadtteil und für die Umwelt neu ent-
deckt werden. Das urbane Gärtnern geschieht nicht immer mit konsequenter Be-
rücksichtigung von Naturschutzaspekten. Dabei bietet die Stadt vielfältige kleine 
Nischen für die Biodiversität. Diese Kleine Anfrage soll klären, ob und wie das 
Land Baden-Württemberg die genannten Konzepte in den Kommunen fördert.

A n t w o r t

Mit Schreiben vom 29. Oktober 2021 Nr. Z(24)-0141.5/37F beantwortet das Mi-
nisterium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen sowie dem Minis-
terium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft die Kleine Anfrage wie folgt:

1.	�In welchen Städten und Gemeinden werden in Baden-Württemberg in öffent-
lichem Rahmen Konzepte umgesetzt, die sich unter „Essbare Stadt“, „Urban 
Gardening“ oder „Urban Farming“ subsumieren lassen, mit Angabe, welche 
Form und welches Ausmaß die Projekte genau haben?

Zu 1.:

Eine Umfrage des Städtetags Baden-Württemberg bei seinen Mitgliedern zu  
dieser Frage ergab zwölf Rückmeldungen von Städten, welche insgesamt gut  
30 Projekte in den Bereichen „Urban Gardening“ oder „Essbare Stadt“ umsetzen 
bzw. planen. Die Fläche der einzelnen Projekte reicht von 100 m2 bis ca. 4.400 m2 
Schwerpunktmäßig wird in den Anlagen Gemüse angebaut, in kleinerem Umfang 
auch Kräuter, Zierpflanzen und Obst.

In den o. a. Angaben nicht enthalten sind die diesbezüglichen Aktivitäten der 
Stadt Stuttgart. Diese hat im Jahr 2014 eigens das Förderprogramm „Urbane 
Gärten“ aufgelegt. Für die Neuanlage eines Gemeinschaftsgartens werden bis zu 
4.000 Euro gewährt, für den Betrieb der Anlage in den Folgejahren jährlich bis 
zu 1.000 Euro bzw. bis zu 2.000 Euro im Falle von Gemeinschaftsgärten mit 
herausragendem Engagement. Zudem erfolgt eine Vernetzung diverser Akteure 
im Bereich des „Urban gardening“ sowie deren Beratung. Pro Jahr werden durch-
schnittlich 20 Förderanträge gestellt. Bei ca. 25 Prozent der Anträge geht es um 
neu gegründete Gemeinschaftsgärten. Die sechs größten Anlagen kommen zu-
sammen auf eine Anbaufläche von ca. 4.100 m2.

Weitere Informationen sind der beigefügten Zusammenstellung der gemeldeten 
Projekte zu entnehmen.

Darüber hinaus berichten die Städte Ettlingen, Heilbronn und Leinfelden-Echter-
dingen über die Nutzung von städtischen Streuobstflächen im Sinne einer „Essba-
ren Stadt“. In Heilbronn erfolgt diese im Rahmen des Projektes „Alles Heilbron-
ner Äpfel“ in Zusammenarbeit mit Schulen und Kindergärten.

Zum Thema „Urban Farming“ werden an den landwirtschaftlichen Landesanstal-
ten derzeit keine speziellen Projekte durchgeführt oder finanziert. Aber es gibt in 
Baden-Württemberg gute Beispiele für Selbsterntegärten oder Solidarische Land-
wirtschaft sowie etwa die Internetplattform „Mikrolandwirtschaft – gemeinschaft-
licher Gemüseanbau e. V.“ mit Sitz in Mannheim, welche solche Initiativen bün-
delt. Weitere gute Beispiele für die urbane Landwirtschaft in Baden-Württemberg 
liefert die Stadt Freiburg mit der extensiven Beweidung von urbanen Grünflächen 
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in Kooperation mit Viehhalterinnen und Viehhaltern bzw. Landwirtinnen und 
Landwirten sowie die extensive Beweidung mit Wasserbüffeln im Naturschutz-
gebiet Rieselfeld.

2.	�Wie genau und in welchem Ausmaß werden bei den in Baden-Württemberg um-
gesetzten Konzepten Naturschutzaspekte berücksichtigt?

Zu 2.:

Im Rahmen von „Urban gardening“ werden Naturschutzaspekte in verschiede-
ner Hinsicht, teilweise auch nur indirekt, berücksichtigt. Zum einen handelt es 
sich teilweise um kleinstrukturierte Flächen mit einer Vielzahl an Pflanzenarten 
und unterschiedlichen Blühzeiträumen, welche allein dadurch Insekten über einen 
langen Zeitraum Nahrung bieten und möglicherweise in der Folge auch Vögel 
anziehen und so zur Erhaltung der biologischen Vielfalt beitragen. Diese Flächen 
können gegebenenfalls auch sinnvolle Trittsteine innerhalb des Siedlungsberei-
ches darstellen und grüne Freiflächen in den Kommunen sichern und verbinden. 

In der Regel werden die Flächen im Sinne einer ökologischen Nutzung bewirt-
schaftet. Einige Kommunen machen hierzu auch Vorgaben. So dürfen gemäß För-
derrichtlinie der Stadt Stuttgart weder Pestizide noch torfhaltige Substrate oder 
mineralische Volldünger eingesetzt werden. Neben weiteren Vorgaben, wie etwa 
der bevorzugten Verwendung von Recyclingmaterial, sind nach Möglichkeit Nist- 
und Überwinterungshilfen oder Nahrungspflanzungen für Wildbienen und Insek-
ten zu schaffen.

3.	�In welcher Form und in welchem Ausmaß fördert die Landesregierung vor Ort 
Konzepte, die sich unter „Essbare Stadt“, „Urban Gardening“ oder „Urban 
Farming“ subsumieren lassen?

Zu 3.:

Ein spezifisches Programm zur Förderung solcher Konzepte wird seitens des Lan-
des nicht angeboten. Da es aber, wie unter Ziffer 6 dargestellt, auch um den so-
zialen Zusammenhalt geht, können „Urban Gardening“-Projekte im Rahmen des 
Programms „Nichtinvestive Städtebauförderung“ finanziell unterstützt werden, 
insofern sie der Unterstützung und Verstetigung der städtebaulichen Erneuerungs-
ziele im Sanierungsgebiet dienen.

Der Freizeitgartenbau und die Landwirtschaft werden über die Bereitstellung von 
Informationen, Forschung und Beratung, beispielsweise seitens der einschlägigen 
Landesanstalten des Landes, unterstützt. Schwerpunkte in der Versuchsarbeit der 
Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalt für Gartenbau (LVG) Heidelberg und der 
Staatsschule für Gartenbau Stuttgart-Hohenheim (SfG) sind umfassende Sorten-
prüfungen sowie Versuche zu ressourcenschonenden Kulturverfahren bei Gemü-
se, Kräutern und Blumen. Dazu zählt auch die Erarbeitung bodenunabhängiger 
Kulturverfahren in hydroponischen Systemen an der LVG. 

Damit wird Wissen für einen nachhaltigen, ressourcen-effizienten Anbau im städ-
tischen Umfeld generiert und für „Urban Farming“ Projekte aufbereitet. In der 
Prüfung der Garteneignung von Blumen und kleinflächig anbaubaren Gemüse- 
und Kräutersorten liegt der Fokus auf Krankheitsresistenz, Bestäuberfreundlich-
keit und/oder gutem Geschmack. Damit steht auch eine umfassende Datengrund-
lage für die Auswahl geeigneter Sorten für „Urban Gardening“-Projekte zur Ver-
fügung.

Die Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt für Wein- und Obstbau Weinsberg in-
formiert beispielsweise über widerstandsfähige Obstsorten. Das Landwirtschaftli-
che Technologiezentrum Augustenberg stellt ausführliche Informationen rund um 
Fragen des Pflanzenschutzes und der Pflanzengesundheit zur Verfügung.
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Die SfG führt darüber hinaus Workshops für „Urban Gardening“-Initiativen in 
Stuttgart durch und bietet Vorträge zum Thema „Urban Gardening“ an. Im Ver-
suchsbetrieb der SfG finden auf zwei eigens aufgestellten Garagendächern in 
Zusammenarbeit mit einschlägigen Unternehmen Demonstrationsversuche mit 
unterschiedlichen Fragestellungen (Düngung, Wasserversorgung, Artenauswahl) 
zum Gemüseanbau auf Garagenflachdächern statt.

4.	�Wie stellen sich die in den Antworten auf die vorhergehenden Fragen gemach-
ten Angaben nach ihrer Kenntnis im Vergleich mit anderen Bundesländern 
dar?

Zu 4.:

Auch in anderen Ländern gibt es zahlreiche Beispiele für Projekte unter den ge-
nannten Begriffen. Vorreiter in Deutschland in Bezug auf das Thema „Essbare 
Stadt“ waren die Städte Kassel und Andernach. Inzwischen soll es deutschland-
weit über 60 solcher Projekte geben.

In einer durch das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat in Auf-
trag gegebenen Machbarkeitsstudie zu „Urban Gardening“ wird festgestellt, dass 
solche Initiativen weit verbreitet und vor allem in größeren Städten zuhause sind. 
Es gibt Initiativen und Gärten in allen Ländern, die meisten in Nordrhein-Westfa-
len, Bayern, Berlin und Baden-Württemberg, die zusammen mehr als 60 Prozent 
der knapp 900 erfassten Urban-Gardening-Projekte ausmachen (Weeber+Partner, 
Institut für Stadtplanung und Sozialforschung, Berlin/Stuttgart 2020/2021, unver-
öffentlicht). 

Im Bereich „Urban farming“ reicht die Spannweite beispielsweise von der tra-
ditionellen Landwirtschaft im urbanen Bereich über die Solidarische Landwirt-
schaft oder RegionalWert AGs bis hin zu „Dachfarmen“ auf Supermärkten sowie 
Vertikal Farming-Projekten. 

Vergleichende Aufstellungen zu Fördermaßnahmen der Länder in den genannten 
Bereichen sind der Landesregierung nicht bekannt.

5.	�Welche finanziellen Fördermöglichkeiten bestehen für Konzepte, die sich unter 
„Essbare Stadt“, „Urban Gardening“ oder „Urban Farming“ subsumieren 
lassen, seitens der EU und des Bundes?

Zu 5.:

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) weist dar-
auf hin, dass auf Bundesebene keine speziellen Förderprogramme zum Urbanen 
Gartenbau bestehen. Soweit es sich um landwirtschaftliche Betriebe handelt, 
können diese die landwirtschaftlichen Fördermöglichkeiten der Gemeinsamen 
Agrarpolitik in Anspruch nehmen. Soweit es sich um Gewerbebetriebe handelt, 
stehen den Unternehmern die Möglichkeiten der Gewerbeförderung offen. Um 
den Wissenstransfer zu befördern, hat das Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft unlängst eine Forschungsausschreibung zum urbanen Gartenbau 
veröffentlicht, die eingereichten Skizzen werden derzeit ausgewertet. Im Ressort-
forschungsbereich des BMEL forscht das Max-Rubner-Institut insbesondere zu 
„Vertical Farming“. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert 
Forschung zu „Agrarsysteme der Zukunft“.

Laut der unter Ziffer 4 erwähnten Machbarkeitsstudie wird auf Bundesebene die 
Städtebauförderung für die Förderung von „Urban Gardening“-Projekten als we-
sentlich angesehen. Die Verbesserung der grünen Infrastruktur (wie beispielswei-
se das Stadtgrün) als Maßnahme des Klimaschutzes bzw. zur Anpassung an den 
Klimawandel ist als Querschnittsthema in allen Programmen der Städtebauför-
derung Fördervoraussetzung und förderfähig. Vor allem im Programm „Sozialer 
Zusammenhalt“ kommt die Förderung von soziokulturellen, interkulturellen, inte-
grativen und generationsübergreifenden Gemeinschaftsgärten zum Tragen.
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In der zitierten Machbarkeitsstudie wird ebenfalls darauf hingewiesen, dass EU-
Mittel zur Förderung des „Urban Gardening“ zumeist aus dem Europäischen So-
zialfonds kommen. In Bezug auf „Urban Farming“ hat die EU-Kommission im 
vergangenen Jahr mitgeteilt, dass Mittel aus der Gemeinsamen Agrarpolitik ver-
wendet, aber auch Projekte durch den Europäischen Sozialfonds oder den Euro-
päischen Fonds für Regionale Entwicklung gefördert werden könnten. 

Dies liege allerdings im Ermessen des jeweiligen Mitgliedstaates (siehe hierzu: 
https://www.euractiv.com/section/agriculture-food/news/urban-farming-are-roof-
top-fields-the-future).

6.	�Welche Bedeutung und welche Potenziale schreibt die Landesregierung grund-
sätzlich Konzepten zu, die mit „Essbare Stadt“, „Urban Gardening“ oder „Ur-
ban Farming“ beschrieben werden?

Zu 6.:

In Anbetracht der sich weiter abzeichnenden Verdichtung von Siedlungsgebieten 
kommt den oben genannten Bereichen und ihren positiven Effekten wachsende 
Bedeutung zu. Das Potenzial von Konzepten aus den Bereichen „Essbare Stadt“ 
oder „Urban Gardening“ ist weniger in deren Beitrag zur Versorgung der Bevöl-
kerung mit nachhaltigen Lebensmitteln als vielmehr in deren positiven Wirkun-
gen auf wichtige gesellschaftliche Herausforderungen zu sehen. 

Große Bedeutung hat die Wirkung auf den sozialen Zusammenhalt. Konzepte, die 
es ermöglichen, dass Menschen unterschiedlichen Alters, unterschiedlicher sozia-
ler und kultureller Herkunft gemeinsam pflanzen und ernten, fördern die Gemein-
schaftsbildung und Teilhabe und tragen somit zu einer lebenswerten Stadt bei. 
Dies bestätigt auch eine Umfrage der Stadt Stuttgart unter einschlägigen Akteuren 
im vergangenen Jahr, welche ergab, dass das gemeinsame Gärtnern und der Aus-
tausch der Gärtnerinnen und Gärtnern untereinander wichtiger als die reine Nah-
rungsmittelproduktion ist. Ebenso wird die Identifikation mit der Kommune, in 
der man lebt, gefördert.

Ebenso wichtig ist der Beitrag zur Bewusstseinsbildung. Insbesondere, aber nicht 
nur, Kinder verlieren in den Städten den Bezug zur Natur. „Essbare Städte“ kön-
nen Naturerlebnis, Ortsverbundenheit sowie Wertschätzung für regionale Lebens-
mittel stärken und erfüllen damit einen ökopädagogischen Anspruch. Bürgerinnen 
und Bürger, die sich intensiv mit dem urbanen Gärtnern auseinandersetzen, wer-
den sich vermutlich mehr für eine nachhaltige Lebensmittelproduktion interes-
sieren und schließlich die ökologische und / oder regionale Landbewirtschaftung 
unterstützen. So kann es beispielsweise darum gehen, den Zusammenhang zwi-
schen Pflanze und Ernteprodukt zu erkennen. Viele Menschen in der Stadt kennen 
eine Tomaten- oder Gurkenfrucht, haben aber eine Tomaten- oder Gurkenpflanze 
noch nie gesehen. Auch die Herausforderungen, die mit der Erzeugung von Nah-
rungsmitteln verbunden sind, werden erfahrbar. Zudem wird durch die Projekte 
das eher weniger sichtbare Thema „Boden“ als wichtige Lebensgrundlage thema-
tisiert.

„Essbare Städte“ können eine wichtige Rolle bei der Regulierung des lokalen 
Klimas spielen, können zusätzlich CO2 und Wasser (wenn auch in geringem Um-
fang) speichern und sind ein Baustein des Klimaschutzes im städtischen Um-
feld. Das Stadtkonzept muss jedoch sicherstellen, dass zusätzliche Flächen für 
das „Urban Gardening“ bereitgestellt oder aufgewertet werden und nicht lediglich 
Umnutzungen bereits bestehender Grünflächen erfolgen. Somit tragen sie auch 
zur Stärkung der grünen Infrastruktur in den Kommunen bei.

Dadurch, dass in der Regel eine Vielzahl kleinstrukturierter Flächen eingebunden 
wird, stärken diese Konzepte auch die biologische Vielfalt für Arten des Sied-
lungsbereichs. Es können gegebenenfalls auch sinnvolle Trittsteine für einen in-
nerstädtischen Biotop-Verbund entstehen, mit einem Beispielcharakter in die pri-
vaten Haus- und Kleingärten hinein.
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Das Potenzial des Bereichs „Urban Farming“ kann als begrenzt eingeschätzt wer-
den. Es hat jedoch hinsichtlich regionaler Vermarktung und Wertschöpfung sowie 
gesellschaftlicher Aspekte, wie praktische Umweltbildung für die Stadtbevölke-
rung, Raumgestaltung und Sensibilisierung für das Thema Ernährung, eine hohe 
Bedeutung und Gewichtung. Ferner liefert die urbane Landwirtschaft ebenfalls 
einen kleinen Beitrag zur Förderung innerstädtischer Biodiversität und Habitat-
verknüpfung.

Landwirtschaft auf städtischen Flächen oder der nahen Umgebung von Ballungs-
zentren ist mit Herausforderungen verbunden, nicht zuletzt aufgrund des hohen 
Flächendrucks, des Konkurrierens um Flächen (Baugrundstücke) und der vielfäl-
tigen Nutzungsanforderungen. Im Durchschnitt zeichnen sich landwirtschaftliche 
Betriebe im städtischen Bereich durch kleine Betriebsgrößen und geringe Flä-
chenverfügbarkeit aus. Direktvermarktung, die enge Interaktion oder Beziehung 
von Produzent und Konsument sowie die Partizipation durch „rent-a-field“-Maß-
nahmen sind maßgebliche Faktoren für die solche Betriebe. 

Im Rahmen der Agrarministerkonferenz in Dresden Anfang Oktober 2021 hat 
sich Baden-Württemberg zur verbesserten Förderung urbaner Landwirtschaft 
bekannt. Die Agrarressorts der Länder haben die Bundesregierung aufgefordert, 
eine Bestandsaufnahme zu deren Formen durchzuführen, die eine Analyse der 
Potenziale und Herausforderungen urbaner Landwirtschaft umfasst. Zudem soll 
ein Dialogforum zu diesem Thema unter Beteiligung aller relevanten Akteure, 
wie auch dem Deutschen Städtetag, einberufen werden, um Handlungsmöglich-
keiten zur Verbesserung der Rahmenbedingungen zu identifizieren und konkrete 
Maßnahmen zu entwickeln.

Hauk
Minister für Ernährung, Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz
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